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Der völkerrechtswidrige Angriff auf die Ukraine, Drohnen aus und Luftraumverlet-
zung durch Russland auf der einen Seite, Beistandspflicht für die NATO, Wieder-
aufrüstung und Wehrpflicht in Deutschland auf der anderen rücken klassisches Mi-
litär in den Fokus. Einen juristischen Beitrag dazu lieferte Philipp-Sebastian Metz-
ger, indem er das scheinbar unhinterfragbare militärische Prinzip von „Befehl und
Gehorsam“ als Kriterium der Funktionsfähigkeit von Streitkräften dem Gewissen
der Soldat*innen als Ausdruck liberaler Demokratie gegenüberstellt. Potential und
Sprengkraft gehen angesichts der dramatischen Lage über die juristische Bedeutung
– gerade für Deutschland – hinaus. Als Lehre der Geschichte wurde eine Organi-
sationskultur – Innere Führung – geboren, die gerade am Gewissen als individuelle
Subjekthaftigkeit des Soldaten ansetzt. Es geht also auch um eine Verständigung
über das zivil-militärische-Verhältnis (ZMV). Da interessiert, was eigentlich hinter
dem Gesetz steht. Vorweggeschickt sei, dass die Studie nicht nur in handlichem
Umfang publiziert ist, sondern auch in leserfreundlicher Sprache.

Gleich im ersten Satz bekennt sich der Verfasser zur Neugierde als Auslöser.
„Schuldiger“ war das Bundesverwaltungsgericht. Der Senat musste in einer Dienst-
rechtsangelegenheit zwischen Befehlstreue und Gewissensfreiheit eines Soldaten
als Organwalter urteilen. Ausgangsthese ist, „dass die Gewissensfreiheit Vorrang
vor der Funktionsfähigkeit der Streitkräfte hat“, juristisch gefragt, wie das Gewissen
rechtsdogmatisch auf Befehle wirkt.

Die Bearbeitung erfolgt in drei Schritten. Zunächst beschreibt Metzger die Funk-
tionsfähigkeit der Streitkräfte. Dem folgt die – rein juristische – Analyse der Vorstel-
lungen von Gewissen und Gewissensfreiheit als Grundrecht. Beide Blöcke werden
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dann im dritten Teil einander gegenübergestellt, so dass Metzger – seiner Beschrän-
kung auf Juristisches folgend – zum Ergebnis kommt, dass gewissensauslösende
Befehle durch Erledigung geradezu aus der Welt geschafft werden. Gewissensigno-
rierende Befehle dagegen sind rechtswidrig. Gleichzeitig wären sie grobe Verstöße
gegen Innere Führung.

Relevant für die Ausführung eines Befehls ist jedoch dessen Verbindlichkeit. Das
macht auch das sozio-politische Interesse aus. Da die gesetzlich genannten Unver-
bindlichkeitsgründe nicht direkt vorliegen, stützt Metzger seine Dogmatik auf die
von der Rechtsprechung entwickelte Unzumutbarkeit als tatsächliches Unvermögen
in subjektiver Form, die er in Anlehnung an die soldatische Verpflichtung innerhalb
der körperlichen und geistigen Leistungsfähigkeit verortet. Und

„da sich ein Gewissensträger gerade nicht frei für die ein oder andere Position
entscheiden kann, liegt die Gewissensentscheidung außerhalb seiner geistigen
Leistungsfähigkeit. Damit zieht der Befehl, der entgegen einer Gewissensent-
scheidung formuliert wurde, nach seiner Rechtswidrigkeit die Unverbindlich-
keit infolge Unmöglichkeit nach sich“ (S. 110–111).

Der Vollständigkeit halber schließt Metzger die Sanktionierungsfrage an. „Betrüb-
liches“ (S. 121) Ergebnis ist: Der Verfassungsauftrag der Verteidigung kann nicht
einmal durch das öffentlich-rechtliche Treueverhältnis eines Staatsdieners garantiert
werden. Allerdings beruhigt Metzger, dass zu diesem Staat die verfassungsmäßige
Ordnung gehört und damit die Grundrechte, die die Streitkräfte verteidigen. Ein
historisch gewachsenes „Besonderes Gewaltverhältnis“ ist damit schlicht hinfällig.
Damit bestimmt er wesentlich das ZMV und demontiert ein historisch gewachsenes
Soldatenbild.

Die Gewissensfreiheit genießt also Vorrang vor der Funktionsfähigkeit der Streit-
kräfte, wenigstens wenn man die an der Reichweite von Befehl und Gehorsam
festmacht. Dies ist genau die Lehre aus Drittem Reich und Wehrmacht. Die Verant-
wortung für militärisches Handeln liegt nicht mehr in einem opaken Kollektiv, son-
dern bei den Bürgern. Was also rechtsdogmatisch als „Erdung“ für das Befehlsrecht
herausgearbeitet wird, ist damit das, was gesellschaftlich betrachtet den liberalen
Staat ausmacht. Damit wird das Leitbild der Inneren Führung, der Staatsbürger in
Uniform, rechtlich abgesichert. Und im Gewissen ist die bürgerliche Verantwortung
gelagert.

Zwei Perspektiven bieten sich für die Selbstvergewisserung über das ZMV an,
nämlich die Frage der Soft Skills und die Bedeutung von Verteidigung. Die Sache
des Juristen ist das allerdings nicht. Mir scheint, dass der vordisziplinare Raum in
der Studie unterbelichtet bleibt. Der Betroffene hat schließlich auf seine Gewissens-
nöte hingewiesen und wurde dafür u. a. sogar einer psychiatrischen Begutachtung
unterzogen. Scheinbar wurde versäumt, überzeugende Argumente anzubieten. Man
öffnete keinenWeg zur Konfliktbewältigung; hinter der Legalität blieb kein Raum für
moral- und diskursverpflichtete Legitimitätsstiftung als Elemente Innerer Führung.

Als weitergehende Ergänzung wäre in sozialwissenschaftlicher Dimension anzu-
merken, dass es im Urteil um die Frage von Auslandseinsätzen statt um Verteidigung
geht. Eine existentielle Bedrohung besteht gerade nicht, so dass der juristische Weg
des „argumentum a maiore ad minus“ (S. 15) holprig erscheint, wenn zwei Ver-
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fassungsnormen (Art. 87a und 24), zwei Entscheidungsmechanismen (V-Fall und
Parlamentsmandat) und unterschiedliche federführende Organe (AA/Ausschuss 03
respektive BKA und BMVg/VgA) bestehen und die Evidenz eines militärischen
Angriffs fehlt mit der Konsequenz, dass eine volle Ladung Kontingenz politischer
Prozesse bis in die militärische Sphäre durchschlägt. Dass sich trotz bestehenblei-
bender politischer Zweifel eine Indifferenz bei Soldat*innen einstellte, widerspräche
historischer Einsicht und organisationskulturellem Ideal.

Mit dieser sozio-politischen Brille fragt man sich angesichts der aktuellen Bedro-
hungslage weiter, ob sich das Gewissen auch bei Landesverteidigung regen kann.
Die Evidenz eines Angriffs dürfte Argumentationen über Unrechtmäßigkeit oder
Illegitimität eng begrenzen. Wenn der Kern- wieder zum einzigen Auftrag der Bun-
deswehr wird, dann führt dies zu schmallippigen Diskussionen über die Anwendung
von militärischer Gewalt. Das Gewissen zu bemühen wäre bei echter Verteidigung
tatsächlich eine Vorteilsnahme gefolgt von Vertrauensbruch in Tateinheit mit der
Nichteinhaltung eines Versprechens. Wer das täte, wäre wohl zu Recht vaterlands-
loser Geselle statt Staatsbürger in Uniform.
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